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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 2. März 1971 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Pehle sowie der Bun­
desrichter Dr. Bode, Prof. Dr. Nüßgens, Sonnabend und 
Scheffen
für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des 8. Zivilsenats des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 9. Juni 
1969 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen dem Beklagten 
zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin war in erster Ehe mit einem hamburgischen 
Beamten des höheren Dienstes verheiratet; diese Ehe wurde 
durch Urteil vom 27. April 1966 aus Alleinverschulden des 
Ehemannes geschieden. Der Beklagte war ln diesem Rechts­
streit Prozeßbevollmächtigter der Klägerin, die er auch 
bei den der Scheidung vorausgegangenen mit dem Ehemann ge­
führten Verhandlungen über die Scheidungsfolgen und die 
vermögensrechtliche Auseinandersetzung der Ehegatten ver­
treten hatte. Vor der Scheidung war eine Scheidungsverein­
barung getroffen worden, die u.a. folgendes vorsah:
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"6) Sollte (der Ehemann) vor seiner Ehefrau 
▼ersterben, so steht ihr das Witwengeld 
ln Toller Höhe auf Grund des Hamburger 
Beamtengesetzes zu, sofern (der Ehemann) 
unverheiratet bleibt. Sollte er sich 
wiederrerheiraten und vor seiner zweiten 
Ehefrau versterben, wird die Pension 
zwischen (der Ehefrau) und der zweiten Ehe­
frau anteilig der Jahre, die sie mit (dem 
Ehemann) verheiratet waren, geteilt, sofern 
nicht das Hamburger Beamtengesetz eine 
günstigere Regelung versieht.

7) Durch die Wiederverheiratung (der Ehefrau) 
endet die Unterhaltsverpflichtung (des 
Ehemannes)•
PUr diesen Pall verpflichtet sich aber (der 
Ehemann) für zwei Jahre noch einen monat­
lichen Betrag von 330 DM zu zahlen als Aus­
gleich für eine früher von (ihm) übernommene 
Verpflichtung."

Die Klägerin hat später eine neue Ehe mit einem 
um 18 Jahre älteren Kaufmann geschlossen, die bisher 
nicht aufgelöst ist. Der erste Ehemann ist noch am Leben.

Die Klägerin hat behauptet, sie würde die neue Ehe 
nicht eingegangen sein, wenn sie gewußt hätte, daß sie 
durch die Wiederverheiratung der Anwartschaft auf eine 
beamtenrechtliche Versorgung nach ihrem ersten Ehemann
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für den Fall des Vorversterbens ihres zweiten Ehemannes 
verlustig gehe. Der Beklagte habe sie pflichtwidrig und 
entgegen ihrer Bitte nicht darüber aufgeklärt, daß sie 
bei einer Scheidung von ihrem ersten Ehemann ihren Ver­
sorgungsanspruch verliere, wenn sie sich wiederverheirate.

Die Klägerin begehrt die Feststellung, daß der 
Beklagte verpflichtet sei, ihr allen Schaden zu er­
setzen, der ihr daraus entstehen wird, daß sie von dem 
Beklagten als ihrem Anwalt anläßlich des Scheidungs­
prozesses trotz ihrer Bitte nicht darüber aufgeklärt 
worden sei, sie werde bei einer Wiederverheiratung ihrer­
seits ihren Pensionsanspruch als geschiedene Ehefrau ver­
lieren.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das 
Oberlandesgericht hat ihr stattgegeben.

Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Wieder­
herstellung des ersten Urteils.

Ent s che idungsgründe

I. Zu Recht hat das Berufungsgericht die Fest­
stellungsklage für zulässig erachtet. Das besondere 
Feststellungsinteresse der Klägerin ergibt sich bereits 
aus der in § 51 der Bundesrechtsanwaltsordnung enthal­
tenen Verjährungsregelung.
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II. Bas Berufungsgericht ist zu dem Ergebnis 
gelangt, daß der Beklagte seine durch den Anwaltsver­
trag begründeten Pflichten schuldhaft verletzt habe 
und deshalb der Klägerin gegenüber schadensersatz- 
pflichtig sei. Es hat ausgeführt: Aus fast allen Schrei­
ben, welche die Klägerin vor und während des Scheidungs­
prozesses an den Beklagten gerichtet habe, ergebe sich 
ihr Wunsch, die Position, die sie als Ehefrau eines Be­
amten für den Pall des YorverSterbens ihres Ehemannes 
in versorgungBrechtlicher Hinsicht erlangt hatte, zu 
erhalten. Aus den Briefen der Klägerin gehe hervor, daß 
sie auch für den Pall ihrer Wiederheirat Yersorgungs- 
ansprüche nach dem ersten Ehemann zu haben glaubte. Sie 
habe den Beklagten unter dem 8. September 1963 ausdrück­
lich um Prüfung der Rechtslage gebeten und diese Bitte 
am 3. Oktober 1963 wiederholt; der Beklagte habe ihre 
Präge niemals direkt beantwortet. Darin, daß der Beklagte 
ihr mit seinem Schreiben vom 29* März 1966 den Text der 
Yorschrift des $ 127 des Hamburger Beamtengesetzes über­
sandt habe, liege keine ausreichende Beratung, weil die 
Klägerin als Laie aus dem Gesetzestext nicht ohne wei­
teres habe ersehen können, daß sie bei einer Wiederheirat 
den Yersorgungsanspruch endgültig verlieren würde. Auch 
der in dem Ansohreiben des Beklagten enthaltene Hinweis 
"wenn der Yerstorbene zur Zeit seines Todes Unterhalt zu 
leisten hatte" habe nicht dazu ausgereicht, die erkenn­
bar falsche Yorstellung der Klägerin über ihre Yersorgungs- 
berechtigung im Pall der Wiederhelrat zu berichtigen und 
die Klägerin entsprechend der Anwaltspflicht so über die 
Rechtslage aufzuklären, daß in dieser für die Klägerin so
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wichtigen Frage jede Unklarheit für sie beseitigt war.
Ben Anschreiben habe die Klägerin sogar entnehmen können, 
daß die Yersorgungsfrage im Hamburger Beamtengesets noch 
günstiger geregelt sei, als sie annahm.

Der Beklagte habe nicht bewiesen, daB die Klägerin 
sich über die wahre Rechtslage im klaren gewesen sei. Das 
Berufungsgericht geht auf Grund des Ergebnisses der Be­
weisaufnahme ferner davon aus, daB die Klägerin bei richtiger 
Beratung durch den Beklagten entweder noch mit dem ersten 
Ehemann verheiratet sein oder als schuldlos geschiedene 
Ehefrau sich nicht wiederverheiratet haben würde.

III. Diese Auffassung des Berufungsgerichts hält den 
Angriffen der Revision stand.

1. Der zwischen den Parteien durch die Übernahme 
des Mandats Eustandegekommene Anwaltsvertrag ist ein Indi­
vidualvertrag, dessen Auslegung seitens des Revisions­
gerichts nur beschränkt nachprüfbar 1st. Die von dem Be­
rufungsgericht vorgenommene Auslegung ist möglich und ver- 
letst weder Denkgesetze noch Erfahrungssätze; sie berück­
sichtigt auch den vorgetragenen Tatsachenstoff.

2. Das Berufungsgericht ist von der unstreitigen 
Tatsache (vgl. BU S. 3) ausgegangen, daB die Klägerin in 
dem der Scheidungsvereinbarung vorausgegangenen umfang­
reichen Schriftwechsel wiederholt dem Beklagten gegenüber 
zum Ausdruck gebracht hat, sie lege großen Wert darauf,
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daß ihr bei einem etwaigen früheren Tode ihres damaligen 
Ehemannes der sioh ans dem Beamtenrecht ergebende Ver- 
sorgnngsanspmch erhalten bleibe. Sie hat den Beklagten 
gebeten» insoweit die Rechtslage zu klären und sie hat 
hierbei auch darauf hingewiesen» es komme ihr im wesent­
lichen darauf an» daß sie auch im Fall einer Wiederheirat 
zumindest den Unterschiedsbetrag zwischen den Versorgungs­
bezügen nach ihrem damaligen Ehemann und den etwaigen ge­
ringeren Versorgungsansprüchen nach einem zweiten Ehemann 
erhalte. Die Klägerin war sich zwar darüber im klaren» daß sie 
mit einer Wiederheirat den Unterhaltsanspruch gegen ihren 
damaligen Ehemann rerlieren würdej sie hatte aber die 
Sicherung des sioh aus der ersten Ehe ergebenden Ver­
sorgungsanspruchs im Auge. Dieses Versorgungsdenken der 
Klägerin zieht sich wie ein roter Faden durch die Korrespon­
denz und zeigt sich - wie das Berufungsgericht zutreffend 
annimmt - auch noch in ihrem an den Beklagten gerichteten 
Schreiben vom 23. Januar 1966. Der Beklagte mußte den zum 
Teil laienhaften» sich erkennbar auf Zeitungs- oder Illustrier­
tenartikel stützenden Vorstellungen der Klägerin entnehmen» 
daß diese sich falsche Vorstellungen über das Bestehen eines 
Versorgungsanspruchs nach einer Wiederheirat vor dem Tode 
des ersten Ehemannes machte. Offenbar bestand» wie aus dem 
Aktenvermerk des Beklagten über die am 11. Dezember 1963 
zwisohen den Parteien stattgefundene Besprechung zu schließen 
ist» auch damals noch bei der Klägerin - für den Beklagten 
gleichfalls erkennbar - eine irrige Auffassung über ihre 
versorgungsrechtliche Situation im Falle der Wiederver­
heiratung. Dann aber genügte es nicht» worauf das Berufungs­
gericht zu Recht entscheidend abstellt, daß der Beklagte
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der Klägerin nit seinem Schreiben vom 29. März 1966 nur 
eine Ablichtung des Wortlauts des § 127 des Hamburger 
Beamtengesetzes Übersandte und in dem Anschreiben im we­
sentlichen den Gesetzestext wiederholte, ohne den Hinweis 
aneufügen, daß ein ünterhaltsbeitrag nach § 127 des Ham­
burger Beamtengesetzes dann ausgeschlossen war, wenn eich 
die Klägerin wiederverheirate, daß also eine Wiederheirat 
unwiederbringlich den Verlust eines künftigen Unterhalts­
beitrags mit sich bringen würde.

Wenn das Berufungsgericht auf Grund des Ergebnisses 
der Beweisaufnahme zu der wahlweise getroffenen Fest­
stellung gelangt ist, daß bei richtiger Beratung durch 
den Beklagten über die Folgen einer Wiederheirat die 
Klägerin entweder die Scheidung der ersten Ehe gar nicht 
betrieben haben würde oder daß sie sich nach der Scheidung 
nicht wiederverheiratet hätte, so beruht dies auf der dem 
Tatrichter zustehenden Beweiswürdigung, deren Hachprüfung 
dem Revisionsgericht grundsätzlich verschlossen ist. Rechts­
fehler sind insoweit nicht feststellbar, zumal das Berufungs­
gericht zu Recht die Prüfung dieser Frage dem nach § 287 ZPO 
zu beurteilenden Bereich der haftungsausfüllenden Kau­
salität zugeordnet hat.

IV. Ein die Schadensersatzpflicht des Beklagten 
minderndes mitwirkendes Verschulden der Klägerin ist nicht 
gegeben. Es ist nicht festgestellt, daß die Klägerin den 
ihr etwa drohenden Schaden mitverursacht hat. Sie hatte ihr 
Anliegen von Beginn der Korrespondenz an, wenn auch nicht 
immer mit der erforderlichen Klarheit, so doch aber für den
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Beklagten ohne weiteres erkennbar, in den Vordergrund ge­
stellt. In Schreiben von 8. September 1965 hatte sie ihn 
gebeten, zunächst die Präge einer beamtenrechtlichen Ver­
sorgung im Falle ihrer Wiederverheiratung zu prüfen, ehe 
er mit ihrem Mann über die Scheidung verhandele. Sie konnte 
deshalb darauf vertrauen, daß der Beklagte vor Eintritt in 
die Scheidungsverhandlungen die Rechtslage hinsichtlich 
ihres Versorgungsanspruches nach dem ersten Ehemann prüfen 
und richtig beurteilen werde. Sie konnte dem in dem An­
schreiben des Beklagten vom 29. März 1966 enthaltenen Hin­
weis, daß das Hamburger Beamtengesetz in § 127 eine günstigere 
Regelung vorsah, entnehmen, daß die Rechtslage sogar noch 
günstiger war, als sie angenommen hatte; auch darauf hat 
das Berufungsgericht zutreffend hingewiesen. Ohne Rechts­
irrtum mutet das Berufungsgericht der Klägerin, die in 
rechtlicher Hinsicht Laie ist, nicht zu, aus dem Gesetzes- 
text und der unkommentierten Wiedergabe desselben durch den 
Beklagten die wahre Rechtslage zu erkennen.

V. Wenn auch die Haftung des Beklagten wegen der leifcht- 
fahrläseigen Verletzung der sich aus dem Anwaltsvertrag er­
gebenden Pflichten dem Grunde nach feststeht, so wird die 
Klägerin nicht von ihrer sich aus § 254 Abs. 2 Satz 2 BGB
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ergebenden Verpflichtung befreit, einen etwa in der Zu­
kunft entstehenden Schaden in größtmöglichem Umfang zu 
mindern. Dazu gehört, daß sie im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten ihren jetzigen Ehemann veranlaßt, sie für 
den Fall seines VorverSterbens in zumutbarer Weise zu 
sichern.

Pehle
Sonnabend

Dr. Bode
Scheffen

Hüßgens
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